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Grenzüberschreitende und regionale Zusammenarbeit  

 
Wir werden die schon heute enge Zusammenarbeit mit unseren Nachbarn Niederlande, 

Belgien und Luxemburg weiter intensivieren. Neben der gut funktionierenden Kooperation 

mit den Niederlanden wollen wir einen neuen Anlauf für eine noch engere Zusammenarbeit 

mit Belgien unternehmen.  

 

Viele Menschen in Nordrhein-Westfalen denken und leben in ihrem Alltag längst 

grenzüberschreitend. Die Landespolitik muss dafür Sorge tragen, dass die Potenziale der 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in den Bereichen Arbeit, Bildung, Medizin, 

Katastrophenschutz, Verkehr und Sicherheit zum Wohle der Menschen dies- und jenseits 

der Grenze voll ausgeschöpft werden können. In den kommenden Jahren werden wir 

deshalb folgende Schwerpunkte und Initiativen setzen:   

 

▪ Wir werden die Voraussetzungen dafür schaffen, um grenzüberschreitende Kita-

Besuche und grenzüberschreitende Schulbesuche (Primar- und Sekundarstufe) zu 

ermöglichen. 

 

▪ Wir werden die EUREGIO-Schulen stärken und eine grenzüberschreitende 

Bildungsstrategie entwickeln.  

 

▪ Wir werden die Vergabe und Anerkennung von binationalen Berufsabschlüssen 

ermöglichen. 

 

▪ Wir werden die grenzüberschreitende Wissenschaftsregion weiter fördern und unsere 

Hochschulen bei der Etablierung eines europäischen Wissenschaftsnetzwerks 

unterstützen. Hierzu wollen wir Programme wie „Horizon 2020“ stärker in Anspruch 

nehmen und mehr Landesmittel zur Ko-Finanzierung von finanzstärkeren EU-

Programmen bereitstellen, was auch schnellere Förderentscheidungen in Nordrhein-

Westfalen beinhaltet. 

 

▪ Wir werden die Hochschulen dabei unterstützen, grenzüberschreitende Studiengänge 

zu etablieren.  

 

▪ Wir streben den Abschluss eines Abkommens zur grenzüberschreitenden 

medizinischen Notfallhilfe an.  

 

▪ Wir werden die Zusammenarbeit der Krisenzentren im Fall von Naturkatastrophen 

verstärken und verbessern und die Kooperation im Bereich des Hochwasserschutzes – 

insbesondere am Rhein – intensivieren. 

 

▪ Mit Belgien wollen wir ein Abkommen schließen, dass für den nuklearen Ernstfall ein 

länderübergreifendes Katastrophenschutzkonzept festlegt. 

 

▪ Wir werden den grenzüberschreitenden Arbeitsmarkt stärken und im Rahmen der 

EURES-Kooperation ein landesweites System der digitalen Arbeitsvermittlung mit 

grenzüberschreitendem Bezug implementieren.  

 

▪ Für die vielen tausenden Grenzpendler wollen wir eine verlässliche Datenbasis 

schaffen und auf dieser Grundlage Probleme des Grenzverkehrs identifizieren und 

abbauen, vor allem solche bürokratischer Art.  

  



Innere Sicherheit muss heute mehr denn je grenzüberschreitend gedacht werden. Sowohl im 

Bereich des islamistischen Terrorismus als auch bei der Einbruchs- und Drogenkriminalität 

haben wir es mit hochmobilen, europäisch vernetzten Tätern zu tun. Beispielgebend für eine 

effektive grenzüberschreitende Kooperation von Polizei und Justiz sind das Saarland und 

Baden-Württemberg, an denen auch wir uns bei einigen Punkten orientieren wollen.  

 

▪ Wir werden uns für eine Verbesserung des Grenzschutzes an den Grenzen zu den 

Niederlanden und Belgien einsetzen, auch unter Einbeziehung stärkerer 

Bundespolizeikräfte.  

 

▪ Wir wollen NRW-Verbindungsbeamte zu den niederländischen und belgischen 

Polizeibehörden entsenden. Dabei streben wir eine engere grenzüberschreitende 

polizeiliche Zusammenarbeit mit Belgien und den Niederlanden nach Vorbild von 

Projekten der Bundespolizei und der Koninklijke Marechaussee an. 

 

▪ Zudem wollen wir mit Belgien und den Niederlanden gemeinsame Ermittlungsgruppen 

zur Bekämpfung von Geldautomaten-Sprengungen sowie im Bereich 

Einbruchdiebstahl einsetzen.  

 

▪ Unsere Ausländer- und Asylbehörden sollen Zugriffsrechte auf im SIS gespeicherte 

Daten erhalten.   

 

▪ Es bedarf darüber hinaus einer deutlich intensiveren Kooperation der 

Sicherheitsbehörden der EU mit denen der Benelux-Staaten.  

 

▪ Unser Land wird sich in den nächsten Jahren zudem stärker an den europäischen 

Sicherheitsbehörden Europol und Eurojust beteiligen und gegebenenfalls Experten aus 

Nordrhein-Westfalens dorthin entsenden.  

 

▪ Einsätze von Polizeibeamten und Landesbediensteten in europäischen Institutionen 

und internationalen Einsätzen der EU werden wir aktiv fördern. Der Erwerb von 

europäischen Kompetenzen durch Berufspraxis soll sich positiv auf die Entwicklungs- 

und Beförderungsmöglichkeiten der öffentlich Beschäftigten auswirken.   

 

▪ Die Kompetenzen der Polizei bei der Verfolgung von Straftaten jenseits der Grenzen 

wollen wir überprüfen und gegebenenfalls ausweiten.  

  

Auch im Bereich der Energie- und Industriepolitik brauchen wir mehr Kooperation mit 

unseren Nachbarn. Unternehmen und Endverbrauchern wollen wir einen 

grenzüberschreitenden Energiebezug ermöglichen. Wir setzen uns zudem mit Nachdruck für 

die Abschaltung der Kernkraftwerke in Tihange und Doel ein. In Gesprächen mit der 

Europäischen Kommission und unseren Nachbarn wollen wir Perspektiven für 

Energielieferungen aus den Niederlanden und Nordrhein-Westfalen als Ausgleich für die 

abgeschalteten belgischen Atomkraftwerke entwickeln. Zudem wollen wir prüfen, wie eine 

sinnvolle gemeinsam Entwicklung der Chemieregion Rheinland-Flandern zum Beispiel im 

Bereich der Infrastruktur unterstützt werden kann.   

  

Wir wollen eine Politik, die das Leben der Menschen und eine wirtschaftliche Betätigung über 

die Grenzen hinweg soweit wie möglich erleichtert. Darin sehen wir eine 

Querschnittsaufgabe aller Ressorts.   

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine Information des Abgeordneten  

 

Dr. Werner Pfeil MdL 
Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

 

Tel. (0211) 884- 2898 

Fax (0211) 884- 3644 

Mail: werner.pfeil@landtag.nrw.de 

Web: www.wernerpfeil.de 

 


